
Raum Chemnitz*
Liter aktuell Vorwoche
100 - 500 127,24 128,10
501 - 1.000 115,37 117,04
1.001 - 1.500 111,27 112,04
1.501 - 2.500 109,47 111,49
2.501 - 3.500 106,97 108,60
3.501 - 4.500 106,40 108,14
4.501 - 5.500 105,63 107,33
5.501 - 7.500 105,38 107,26

Erzgebirgsraum**
Liter aktuell Vorwoche
100 - 500 116,92 123,45
501 - 1.000 110,43 117,25
1.001 - 1.500 107,58 112,13
1.501 - 2.500 105,34 109,66
2.501 - 3.500 104,24 107,61
3.501 - 4.500 103,61 106,79
4.501 - 5.500 103,21 106,34
5.501 - 7.500 102,82 106,00

HEIZÖL-PREISE

Die Preise betreffen Heizöl EL-Superqualität in ¤/100 l,
frei Verwendertank, inkl. 19% Mehrwertsteuer
* bis zirka 25 km ab Lager Hartmannsdorf, darüber hin-
aus Frachtaufschlag.
** verbindlich für Raum Marienberg/Olbernhau

NACHRICHTEN

ESSEN — Bei der umweltfreundli-
chen Stromerzeugung aus Wind,
Sonne und Wasser will der Energie-
konzern RWE weiterhin kräftig mit-
mischen. „Unser Fokus ist auf den
Aufbau einer klimaneutralen Ener-
gieversorgung gerichtet“, bekräftig-
te RWE-Chef Markus Krebber am
Dienstag in Essen. RWE wolle jedes
Projekt bauen, das möglich sei. „Was
wir verdienen, investieren wir in un-
sere grüne Transformation.“ Inter-
national gehöre RWE zu den Trei-
bern der Energiewende, sagte der
Vorstandschef.  |dpa

STROMERZEUGUNG

RWE als Treiber
der Energiewende

MARANELLO — Der italienische Lu-
xusautohersteller Ferrari ist von Ha-
ckern angriffen worden. Das Unter-
nehmen habe eine Lösegeldforde-
rung für Kontaktinformationen von
Kunden erhalten, teilte Ferrari mit.
Nach Erhalt der Lösegeldforderung
habe der Konzern umgehend ein
„führendes globales Cybersicher-
heitsunternehmen“ mit der Unter-
suchung beauftragt.  |dpa

CYBERKRIMINALITÄT

Hackerangriff auf
Autobauer Ferrari

Beim Ausbau der Stromnetze hält Bundes-
wirtschaftsminister Robert Habeck (Grü-
ne/Bildmitte) in Deutschland mehr Ent-
schlossenheit und Tempo für nötig. „Der
Stromnetzausbau muss durchgezogen wer-

den – und er muss schneller als im Moment
geplant durchgezogen werden“, sagte Habeck
am Dienstag beim symbolischen ersten Spa-
tenstich für einen Konverter am Startpunkt
der künftigen 540 Kilometer langen Strom-

trasse „Suedostlink“ in Wolmirstedt bei Mag-
deburg. Über die Trasse soll ab 2027 Strom
von Sachsen-Anhalt nach Bayern fließen. Ha-
beck sagte, das sei fünf Jahre zu spät, „weil
wir zu unentschlossen waren“. „Die Unent-

schlossenheit ändern wir jetzt.“ Im Konver-
ter, einem sporthallengroßen Gebäude, soll
Wechselstrom in Gleichstrom umgewandelt
werden, der sich über lange Strecken trans-
portieren lässt.  |dpa FOTO: KLAUS-DIETMAR GABBERT/DPA 

Symbolischer Spatenstich für 540 Kilometer lange Stromtrasse „Suedostlink“

BRÜSSEL/BERLIN — Im Streit über das
geplante Verbot von Neuwagen mit
Verbrennungsmotor in Europa hat
die EU-Kommission der Bundesre-
gierung einen Lösungsvorschlag un-
terbreitet. In einem Entwurf, der der
Deutschen Presse-Agentur vorliegt,
definiert die Behörde Kriterien für

die Zulassung neuer Fahrzeuge, die
ausschließlich mit CO2-neutralen
Kraftstoffen betrieben werden kön-
nen. Aus der FDP hieß es, der Vor-
schlag sei ein guter erster Schritt,
aber noch nicht ausreichend.

Wissings Ministerium äußerte
sich am Dienstag nicht explizit zu
dem Vorschlag. Der Minister selbst
machte deutlich, dass er an einer
schnellen Klärung interessiert sei.
Diese müsse aber belastbar und ver-
bindlich sein, sagte eine Sprecherin
in Berlin. „Das prüfen wir gerade
sorgfältig.“ Das Ministerium sei im
engen Austausch mit der Kommissi-
on, um eine Lösung zu finden, die ei-
nen verlässlichen Weg aufzeige, wie
Pkw mit Verbrennungsmotor auch
nach 2035 neu zugelassen werden
könnten.

Eigentlich hatten sich Unter-
händler des Europaparlaments und

der EU-Staaten bereits im Herbst da-
rauf verständigt, dass in der EU ab
2035 nur noch emissionsfreie Neu-
wagen zugelassen werden dürfen.
Eine für Anfang März vorgesehene
Bestätigung des Deals durch die EU-
Staaten wurde wegen Nachforde-
rungen Deutschlands jedoch abge-
sagt. Weil auch Italien, Bulgarien
und Polen das Verbrennerverbot ab-
lehnen, hätte es ohne die deutsche
Zustimmung nicht die nötige Mehr-
heit für das Gesetz gegeben.

In der Bundesregierung ist es vor
allem die FDP, die darauf dringt, dass
auch nach 2035 noch Neuwagen
mit Verbrenner zugelassen werden
dürfen, die klimaneutrale E-Fuels
tanken. Die Partei begründet dies
mit einem sogenannten Erwägungs-
grund in der Einigung vom Herbst,
der bestimmte Ausnahmen für Ver-
brenner mit E-Fuels vorsieht.

Auf dem Weg zu einer Lösung
stehen das Verkehrsministerium
und die EU-Kommission in engem
Kontakt. Wissing hatte der Behörde
von Ursula von der Leyen vergange-
ne Woche selbst einen Lösungsvor-
schlag unterbreitet. Der Kommissi-
onsvorschlag sieht nun unter ande-
rem vor, dass alle Fahrzeuge, die aus-
schließlich kohlenstoffneutrale
Kraftstoffe tanken, nachweisen
müssen, dass sie nicht auch mit Ben-
zin oder Diesel betrieben werden
können.

Aus der Wirtschaft kommt be-
reits deutliche Kritik am deutschen
Vorgehen. „Die Unternehmen in der
EU brauchen Klarheit und ehrgeizi-
ge Rechtsvorschriften“, heißt in ei-
nem Brief dutzender Unternehmen
wie Ford, Volvo und Vattenfall an
EU-Kommissionschefin Ursula von
der Leyen.  |dpa

EU schlägt Kompromiss im
Streit um Verbrenner-Aus vor
Seit Wochen schon verhin-
dert die Bundesregierung
eine endgültige Abstim-
mung über das Ver-
brenner-Aus in der EU.
Lässt sich der Streit in
dieser Woche abräumen?

VON MICHEL WINDE, MAREK MAJEWSKY
UND ANDREAS HOENIG

LUXEMBURG — Der Europäische Ge-
richtshof (EuGH) senkt die Hürden
für Schadenersatzklagen von Die-
sel-Käufern bei unzulässiger Abgas-
technik. Die Autobauer könnten
auch dann haften, wenn sie ohne Be-
trugsabsicht einfach nur fahrlässig
gehandelt hätten, urteilten die Lu-
xemburger Richter am Dienstag in
einem Mercedes-Fall. Mercedes gibt
sich gelassen: „Mercedes-Benz-Fahr-
zeuge, die von einem Rückruf be-
troffen waren oder sind, können
nach entsprechenden Software-Up-
dates dauerhaft weiter uneinge-
schränkt genutzt werden. Wie nati-
onale Gerichte die Entscheidung des
EuGH in Bezug auf das nationale
Recht anwenden werden, bleibt ab-
zuwarten“, teilte der Autohersteller
nach dem Urteil mit.  |dpa

Gericht senkt
Hürden für
Diesel-Klagen
Leichter Schadenersatz bei
unzulässiger Abgastechnik
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